Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/2541 


Sachgebiet 63 

Der Bundesminister Bonn, den 26. August 1971 

für Wirtschaft und Finanzen 
F/II D 1 - We 1833/1 - 4/71 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Einwilligung zu üpl. Ausgaben im Haushaltsjahr 1971 

bei Kap. 14 18 Tit. 553 01 - Erhaltung der Schiffe, Be- 
triebswasserfahrzeuge, Boote, schwimmenden Geräte 
und sonstigen Marinegeräte - 


Unter Bezugnahme auf § 37 Abs. 4 BHO unterrichte ich hier- 
mit den Deutschen Bundestag von einer üpl. Ausgabe bei Kap. 
14 18 Tit. 553 01 in Höhe von 75 Mio DM. 

Im Bundeshaushaltsplan 1971 sind bei Kap. 14 18 Tit. 553 01 für 
die Erhaltung der Schiffe, Betriebswasserfahrzeuge, Boote, 
schwimmenden Geräte und sonstigen Marinegeräte 195 Mio DM 
veranschlagt. Diese Mittel müssen aus folgenden Gründen ver- 
stärkt werden: 

1. Bei den für die Erhaltung der Schiffe notwendigen Depot- 
instandsetzungsarbeiten wurden in wesentlich größerem 
Umfang verdeckte Schäden festgestellt und nicht planmäßige 
Instandsetzungsarbeiten erforderlich als ursprünglich bei 
Aufstellung des Haushalts angenommen waren. Außerdem 
können die bei der Veranschlagung zugrunde gelegten 
Schätzkosten für Instandsetzungsarbeiten nicht eingehalten 
werden. 

2. Es ergeben sich Mehrausgaben für die Erstausstattung von 
Schiffen und Marinegeräten mit Ersatzteilen und Ver- 
brauchsstoffen, da bei der Veranschlagung aufgrund fehlen- 
der Erfahrung zu niedrige Beträge angesetzt wurden. 

3. Die für die Beseitigung von Havarieschäden veranschlagten 
Ausgaben werden überschritten, da das volle Ausmaß die- 
ser Schäden erst jetzt erkannt werden konnte. 
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4. Für 3 S-Boote werden lebenszeitverlängernde Maßnahmen 
notwendig, da sich der Zulauf der neuen S-Boote - entgegen 
der bisherigen Planung - verzögert. 

Diese Mehrausgaben sind auch unabweisbar, weil ohne diese 
Maßnahmen die Einsatzfähigkeit der im NATO-Verband assi- 
gnierten Schiffe und Boote nicht aufrechterhalten und die Bünd- 
nisverpflichtungen der BRD nicht eingehalten werden können. 
Die Mehrausgaben können nicht durch Bewirtschaftung oder 
Verlagerung veranschlagter Vorhaben aufgefangen werden. 

Ich habe daher der Leistung einer üpl. Ausgabe bei Kap. 14 18 
Tit. 553 01 des Haushaltsjahres 1971 bis zur Höhe von 75 000 000 
DM unter der Voraussetzung einer gleichhohen Einsparung im 
Epl. 14/1971 zugestimmt. 


In Vertretung 

H. Hermsdorf 



